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seinem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf das Ver- 
fahren vor dem gesetzlichen Richter verletzt worden. 

4. Da im Verfahren auch nicht die Verletzung eines anderen 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes hervorgekommen ist, 
war die Beschwerde abzuweisen, 
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StVO. 1960; Verfügung eines Fahrverbotes; kein eigener Wir- 
kungsbereich der Gemeinden. Das gleiche gilt für Ausnahmen 

von Fahrverboten 
Bezeichnung nach Art. 118 Abs. 2 zweiter Satz B-VG. ; Fragen 

der Gesetzestechnik 
Erk. v. 19. Dezember 1932, G 4/31, G 3, 4, 5, 30/32, V 1, 21, 30/32 (Siehe 

Anlaßfälle Slg. Nr. 6957, 6958, 6963/1932) 

I. $ 43 Abs. 1 lit. b Z. 1, () 43 Abs. 7, g 45 Abs. 2 und g 94 d der Straßen- 
verkehrsordnung 1960, BGB1. Nr. 159/1960, i. d. F. der 3. Straßenverkehrs- 
ordnungsnovelie, BGBI. Nr. 209/1969, werden nicht als verfassungswidrig 
aufgehoben. 

II. 1. Die Verordnung des Stadtmagistrates I. als Bezirksverwaltungs- 
behörde vom 25. Juli 1966, ZL VI-5675/1966, 

2. die Verordnung des Magistrates der Stadt W. vom 18. August 1930, 
Zl. MA. 46-V 2 — 43/30, mit der für den Alexander Poch-Platz (Platz vor der 
Pfarrkirche St. Leopold — Große Pfarrgasse 15) in W. 2, ein „Fahrverbot — Zufahrt zur Ladetätigkeit gestattet" erlassen worden ist, sowie 

3. die Verordnung des Magistrates der Stadt W. vom 23. August 1960, 
Zl. MA. 70-III-251/60, f. d. F. vom 12. Juli 1963, Zl. MA. 46-V 14-64/63, wer- 
den nicht als gesetzwidrig aufgehoben. 

Entscheidung sgründe: 

Der Verfassungsgerichtshof . hat beschlossen, die von Amts wegen 
und die auf Antrag des Verwaltungsgerichtshofes eingeleiteten 
Normenprüfungsverfahren gemäß g) 187 und 404 ZPO. (g 35 VerfGG. 
1953) zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung zu verbinden. 

I. 1. Beim Verfassungsgerichtshof sind drei Beschwerdeverfahren 
anhängig, in denen die Frage zu entscheiden ist, ob die im Verwal- 
tungsverfahren eingeschrittenen Behörden zur Entscheidung zuständig 
waren bzw. ob die Rechtsgrundlagen, auf denen die angefochtenen 
Bescheide beruhen, verfassungsmäßig sind (B 134/71, B 137/71, B 60/ 
72). In allen drei Fällen ist die Entscheidung dieser Frage davon 
abhängig, ob die in den angefochtenen Bescheiden entschiedene 
Angelegenheit bzw. die Erlassung der Rechtsgrundlage des ange- 
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fochtenen Bescheides eine Angelegenheit des eigenen Wirkungs- 
bereiches der Gemeinde ist. In allen drei Fällen handelt es sich um 
Angelegenheiten der Straßenpolizei, die nach der Straßenverkehrs- 
ordnung 1960 zu beurteilen sind. Der Verfassungsgerichtshof hat 
daher bei der Entscheidung über diese Beschwerden die entsprechen- 
den Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung anzuwenden. 

a) Im Falle B 134/71 wurde der Antrag auf Bewilligung einer 
Ausnahme von einem allgemeinen Fahrverbot gemäß g 45 Abs. 2 
StVO. im Instanzenzug von der Tiroler Landesregierung abgewiesen. 
Der Antrag betrifft ein Fahrverbot auf einem Weg in Innsbruck, 
der nach der Aktenlage nur von untergeordneter Verkehrsbedeutung 
zu sein scheint. Bei der Beurteilung der Frage, ob es sich um eine 
Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde Inns- 
bruck handelt, hat der Verfassungsgerichtshof g 94d StVO. anzu- 
wenden. Uberdies hat der Verfassungsgerichtshof bei der Entschei- 
dung über die Beschwerde g 45 Abs. 2 StVO. anzuwenden, ferner 
auch bei Beurteilung der Gesetzmäßigkeit der das Fahrverbot ver- 
fügenden Verordnung des Stadtmagistrates Innsbruck als deren 
Rechtsgrundlage g 43 Abs. 1 lit. b Z. 1 und g 43 Abs. 7 StVO. Die 
in Prüfung gezogenen Gesetzesstellen sind daher aus der Sicht dieses 
Beschwerdefalles alle präjudiziell. 

b) Im Beschwerdefall B 137/71 hat die Wiener Landesregierung 
im Instanzenzug den Beschwerdeführer wegen Ubertretung eines 
allgemeinen Fahrverbotes auf einer Wiener Gemeindestraße bestraft. 
Bei der Beurteilung der Gesetzmäßigkeit der das Fahrverbot ver- 
fügenden Verordnung des Magistrates der Stadt Wien hat der 
Verfassungsgerichtshof ) 43 Abs. 1 lit. b Z. 1 und g 43 Abs. 7 StVO. 
anzuwenden und überdies, wenn es sich im Beschwerdefall um eine 
Angelegenheit handelt, die nach der Bundesverfassung dem eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde zuzurechnen ist, bei der Beurteilung 
der Frage, ob die erwähnten Bestimmungen der StVO. dem Art. 118 
Abs. 2 zweiter Satz B-VG. entsprechend bezeichnet sind, auch ) 94 d 
StVO. Es sind daher diese Gesetzesstellen auch für die Entscheidung 
des Verfassungsgerichtshofes in diesem Beschwerdefall präjudiziell. 

c) Im Beschwerdefall B 60/72 handelt es sich wieder um die 
Bewilligung einer Ausnahme von einem allgemeinen Fahrverbot 
gemäß g 45 Abs. 2 StVO. Es betrifft eine Wiener Gemeindestraße. 
Die Bewilligung wurde im Instanzenzug von der Wiener Landes- 
regierung versagt. Für die Entscheidung des Verfassungsgerichts- 
hofes in diesem Beschwerdefall sind daher die gleichen Bestim- 
mungen der StVO. präjudiziell wie im Beschwerdefall B 134/72. 
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d) In allen drei Beschwerdefällen hat der Verfassungsgerichtshof 
überdies die das Fahrverbot aussprechenden Verordnungen anzu- 
wenden. Es ist dies im Beschwerdefall B 134/71 die Verordnung des 
Stadtmagistrates Innsbruck als Bezirksverwalturugsbehörde vom 
25. Juli 1966, Zl. VI-5675/1966, im Beschwerdefall B 137/71 die Ver- 
ordnung des Magistrates der Stadt Wien vom 18. August 1970, 
Zl. MA. 46-V 2-43/70, mit der für den A, -Platz (Platz vor der Pfarr- 
kirche St, Leopold — G. gasse 15) in Wien II ein „Fahrverbot — Zufahrt 
zur Ladetätigkeit gestattet" erlassen worden ist, und im Beschwerde- 
fall B 60/72 die Verordnung des Magistrates der Stadt Wien vom 
23. August 1960, Zl. MA. 70-III-251/60, i. d. F. vom 12. Juli 1963, 
Zl. MA. 46-V 14-64/63. 

e) Die Prozeßvoraussetzung der Präjudizialität üst daher hin- 
sichtlich aller in Prüfung gezogenen Gesetzesstellen und Verord- 
nungen gegeben. Die Gesetzesprüfungsverfahren und die Verord- 
nungsprüfungsverfahren sind daher zulässig. 

2. Der Verfassungsgerichtshof hält es für zweckmäßig, zunächst 
zu untersuchen, ob die Verfügung eines Fahrverbotes nach g 43 Abs. 1 

lit. b Z. 1 bzw. g 43 Abs. 7 StVO. eine Angelegenheit des eigenen 
Wirkungsbereiches der Gemeinde ist. 

Die Bundesregierung hat dies bestritten. Sie führt dazu aus, daß 
die örtliche Straßenpolizei (Art. 118 Abs. 3 Z. 4 zweiter Satz B-VG. ) 
zu den Tatbeständen des Art. 118 Abs. 3 B-VG. gehöre, die durch 
das Attribut „örtlich" erkennen lassen, daß es eine korrespondierende 
Materie von überörtlicher Bedeutung gibt. Die andere Gruppe von 
Tatbeständen betreffen Verwaltungsmaterien, die zur Gänze im 
eigenen Wirkungsbereich zu vollziehen sind. Für die Gruppe der 
mit dem Wort „örtlich" gekennzeichneten Tatbestände sei jedenfalls 
zu prüfen, ob idiese Angelegenheiten im ausschließlichen oder über- 
wiegenden Interesse der in der Gemeinde verkörperten örtlichen 
Gemeinschaft gelegen und geeignet sind, durch die Gemeinschaft 
innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu werden. Der Bundes- 
gesetzgeber habe im Jahre 1969 anläßlich der Erlassung der 
3. StVO. -Novelle, BGBI. Nr. 209/1969, aus dem Kreise der Verkehrs- 
verbote und -beschränkungen nur die Ordnung des ruhenden Ver- 
kehrs und die Vermeidung einer Lärmbelästigung von Anrainern 
durch das Hupen als Angelegenheiten angesehen, welche die 
Kriterien dieses Interesses und dieser Eignung erfüllen, und auch 
dies nur hinsichtlich derjenigen Straßengruppen, die man als Straßen 
niederer Ordnung bezeichnen kann. Diese Auffassung habe ihren 
Niederschlag im g 94 d Z. 3 StVO. gefunden. Verkehrsverbote und 
Verkehrsbeschränkungen betreffend den fließenden Verkehr ordne 
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die StVO. im wesentlichen der überörtlichen Straßenpolizei zu. Der 
Grund dafür sei der überörtliche Zusammenhang des Straßenverkehrs. 
Ein Verkehrsverbot oder eine Verkehrsbeschränkung auf einer Straße 
habe Auswirkungen auf das Verkehrsaufkommen auf anderen 
Straßen. Straßen könnten mit kommunizierenden Gefäßen verglichen 
werden. So wie die Angelegenheiten des Wasserrechtes sich auf 
Grund des überregionalen Zusammenhanges der Gewässer im 
wesentlichen der Zuordnung zum eigenen Wirkungsbereich der 
Gemeinde entziehen, sei auch der fließende Verkehr überwiegend 
i. ":. berörtlich und entziehe sich daher der Vollziehung im eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde. 

Der Verfassungsgerichtshof pflichtet dieser Argumentation der 
Bundesregierung bei. Es ist richtig, daß beim fließenden Verkehr 
örtliche und überörtliche Interessen vielfach ineinanderfließen. Nach 
Art. 118 Abs. 2 B-VG. kommt es nun darauf an, welche Interessen 
überwiegen. Denn nur wenn diese Angelegenheiten im ausschließ- 
lichen oder überwiegenden Interesse der in der Gemeinde verkörper- 
ten örtlichen Gemeinschaft gelegen sind, fallen sie in den eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde, sofern sie auch geeignet sind, durch 
die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt 
zu werden. Die Regelung des fließenden Verkehrs kann aber nicht 
in isolierter Betrachtung der Verkehrsbedeutung einer einzelnen 
Straße getroffen werden. Der fließende Verkehr bedarf vielmehr einer 
planvollen Ordnung, die nur unter Bedachtnahme auf ein überört- 
liches Konzept erfolgen kann. Es überwiegen daher in Belangen der 
Erlassung von Fahrverboten die überörtlichen Interessen. Die Er- 
lassung von Fahrverboten auf Grund des ) 43 Abs. 1 lit. b Z. 1 StVO. 
ist daher keine Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches der 
Gemeinde. 

Das gleiche gilt für Ausnahmen von solchen Fahrverboten nach 
) 45 Abs. 2 StVO. 

Diese Gesetzesstellen sind also nicht deshalb verfassungswidrig, 
weil die darin geregelten Angelegenheiten nicht als solche des 
eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinden bezeichnet sind. 

Das gleiche gilt auch für die Bestimmung des g 43 Abs. 7 StVO. 
Damit erweist sich aber auch g 94 d StVO. nicht deshalb als 

verfassungswidrig, weil er die Erlassung von Fahrverboten betref- 
fend Straßen von örtlicher Verkehrsbedeutung und die Bewilligung 
von Ausnahmen von solchen nicht in der Liste jener Angelegenheiten 
enthält, die in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde fallen. 

II. 1. Der Verwaltungsgerichtshof stellte beim Verfassungsgerichts- 
hof „gemäß Art. 140 Abs. 1 B-VG. im Zusammenhalt mit ) 62 Abs. 1 
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VerfGG. 1953 den Antrag, die Bestimmungen des ) 94 d StVO. 1960 
(Fassung der 3. StVO. -Novelle, BGBl. Nr. 209/1969) zur Gänze als 
verfassungswidrig aufzuheben" (Verfahren zu G 4/71). 

Den Anlaß für diesen Antrag bildet eine beim Verwaltungs- 
gerichtshof unter Zahl 799/70 anhängige Beschwerde, der nach- 
stehender Sachverhalt zugrunde liegt: Die Bezirkshauptmannschaft 
Reutte forderte mit Bescheid vom 7. Juli 1969 den Beschwerdeführer 
gemäß g 89 der Straßenverkehrsordnung 1960 auf, den von ihm 
quer über den öffentlichen Weg Gp. 1140 errichteten Zaun binnen 
48 Stunden zu entfernen, sodaß dieser Weg wieder mit Fahrzeugen 
befahren werden kann; für den Fall, daß dieser Anordnung nicht 

nachgekommen wird, wurde die Entfernung des Zaunes auf Gefahr 
und Kosten des Beschwerdeführers angedroht. Die von dem 
Beschwerdeführer gegen den Bescheid erhobene Berufung wurde 
mit dem beim Verwaltungsgerichtshof angefochtenen Bescheid der 
Tiroler Landesregierung vom 24. Feber 1970 als unbegründet abge- 
wiesen. 

Der Verwaltungsgerichtshof hält es für bedeutungslos, daß die 
bei ihm belangte Behörde die Änderung der angewendeten Rechts- 
vorschrift durch das Inkrafttreten der 3. StVO. -Novelle am 1, Oktober 
1969 nach der Erlassung des erstinstanzlichen Bescheides nicht be- 
rücksichtigt hatte, weil der Inhalt der von der Behörde erster Instanz 
angewendeten Norm () 89 StVO. in der ursprünglichen Fassung) 
von der von ider belangten Behörde angewendeten Norm (g 89 a Abs. 2 
StVO. laut 3. StVO. -Novelle), soweit es die Beurteilung des 
Beschwerdefalles betrifft, im wesentlichen nicht abweicht (Hinweis 
auf das Erk. des Verwaltungsgerichtshofes vom 29. Jänner 1970, 
Zl. 1428/1969). Der Verwaltungsgerichtshof fährt sodann zur Dar- 
legung seiner Bedenken wörtlich fort: „Von Bedeutung ist vielmehr, 
daß die belangte Behörde den bekämpften erstinstanzlichen Bescheid 
trotz Art. 118 Abs. 2 B-VG. offenbar deshalb nächt wegen Unzu- 
ständigkeit behoben hat, weil nach g 94 b StVO. i. d. F. der 3. StVO. - 
Novelle allein die Bezirksverwaltungsbehörde — hier Bezirkshaupt- 
mannschaft Reutte — für die Erlassung von Bescheiden zuständig 
ist. Die Vorschrift des g 94 d StVO. , welche taxativ die Zuständigkeits- 
bestimmungen der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich enthält, 
läßt aber eine Stütze für die Erlassung eines Bescheides nach ) 89 a 
Abs. 2 StVO. vermissen. Es dürfte kein Zweifel bestehen, daß für 
die Erlassung eines Bescheides nach ) 89 a Abs. 2 StVO. jedenfalls 
in Fällen, wie sie die Beschwerde betrifft, durch das Inkrafttreten 
der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962 die Gemeinden zuständig 
geworden sind, da nunmehr nach Art. 118 Abs. 2 B-VG. der eigene 
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Wirkungsbereich neben den im Art. 116 Abs. 2 angeführten alle 
Angelegenheiten umfaßt, die im ausschließlichen oder überwiegenden 
Interesse der in der Gemeinde verkörperten örtlichen Gemeinschaft 
gelegen und geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer 
örtlichen Grenzen besorgt zu werden. Der Gemeinde ist zufolge 
Abs. 3 Z, 4 dieses Artikels des B-VG. insbesondere die Besorgung 
der Verwaltung der Verkehrsflächen der Gemeinde, und was im 
vorliegenden Fall wesentlich ist, die Besorgung der örtlichen Straßen- 
polizei gewährleistet (vgl. das in einer Straßenverwaltungssache 
ergangene Erk. des Verfassungsgerichtshofes vom 18. Juni 1930, 
G 1, 2/30 und G 16/30). Da aber ) 94 d StVO. infolge der taxativen 
Aufzählung der Angelegenheiten eine Zuständigkeit für die Erlassung 
eines Bescheides nach ) 89 a Abs. 2 StVO. nicht zuläßt, bestehen 
gegen die Verfassungsmäßigkeit des g 94 d StVO. Bedenken. Die 
Vorschriften des g 94 d StVO. sind jedoch eine Voraussetzung für 
das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes in der angeführten 
Beschwerdesache. " 

Die Bundesregierung hat im Verfahren eine Äußerung erstattet, 
in der sie den Antrag stellt, „den Antrag des Verwaltungsgerichts- 
hofes auf Aufhebung des g 94 d der Straßenverkehrsordnung 1960 
in der Fassung der 3. Straßenverkehrsordnungsnovelle wegen 
Mangels der Präjudizialität und wegen Nichterfüllung der Begrün- 
dungspflicht zurückzuweisen. " 

2. Der Verfassungsgerichtshof hat darüber erwogen: 
a) Der beim Verwaltungsgerichtshof angefochtene Bescheid ist 

im Instanzenzug ergangen. Gegenstand des Bescheides ist die Ent- 
fernung eines auf einem öffentlichen Weg (nach den Akten handelt 
es sich um einen Gemeindeweg) errichteten Zaunes. Die Entfernung 
eines auf einer Verkehrsfläche der Gemeinde aufgestellten Zaunes 
ist eine Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde 
(vgl. Erk. Slg. Nr. 5802/1968, 6018/1969). 

Das Verwaltungsverfahren ist nun dadurch gekennzeichnet, daß 
in der Zeit zwischen Erlassung des erstinstanzlichen Bescheides und 
Erlassung des angefochtenen Berufungsbescheides oldie 3. Straßen- 
verkehrsordnungsnovelle — 3. StVO. -Novelle, BGBI. Nr. 209/1969, 
in Kraft getreten ist, u. zw. bezüglich der hier in Betracht kommenden 
Bestimmungen am 1. Oktober 1969. In den durch die 3. StVO. -Novelle 
geschaffenen Zuständigkeitsbestimmungen ist die Entfernung von 
Hindernissen auf Straßen nicht als Angelegenheit des eigenen 
Wirkungsbereiches der Gemeinde bezeichnet. In dieser Beziehung 
kommen die Bestimmungen des g 94 b und g 94 d in Betracht, welche 
lauten: 
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Behörde im Sinne idieses Bundeisgesetzes ist, sofern der Akt 
der Vollziehung nur für den betreffenden politischen Bezirk wirksam 
werden soll und sich nicht die Zuständigkeit der Gemeinde oder 
der Bundespolizeibehörde ergibt, die Bezirksverwaltungsbehörde . . . 
c) für die Entfernung von Hindernissen () 89 a), . . . 

" 
„g 94 d. Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde. 
Sofern der Akt der Vollziehung nur für das Gebiet der betreffen- 

den Gemeinde wirksam werden und sich auf Straßen, die nach 
den Rechtsvorschriften weder als Autobahnen, Autostraßen, Bundes- 
straßen oder Landesstraßen gelten noch diesen Straßen gleichzu- 
halten sind, beziehen soll, sind folgende Angelegenheiten von der 
Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen:. . . 

" 
(Es folgen 14 Punkte, von denen sich jedoch keiner auf die 

Entfernung von Hindernissen gemäß ) 89 a bezieht. ) 
Der Verfassungsgerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung die 

Rechtsansicht vertreten, daß die Berufungsbehörde das im Zeitpunkt 
der Erlassung des Berufungsbescheides geltende Recht anzuwenden 
hat (vgl. Erk. Slg. Nr. 1633/1948, 1770/1949, 2792/1955, 2882/1955, 
3087/1956, 3285/1957, 3676/1960 u. a. ). Die durch die 3. StVO. -Novelle 
geschaffene Rechtslage ist nur dafür maßgebend, ob mit dem beim 
Verwaltungsgerichtshof angefochtenen Bescheid der Tiroler Landes- 
regierung im Berufungsverfahren eine Sachentscheidung getroffen 
werden durfte. 

Der Verfassungsgerichtshof hat in dem Erk. Slg. Nr. 5409/1966 
umschrieben, welche Wirkung es hat, wenn eine vom eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde umfaßte Angelegenheit entgegen 
der Vorschrift des Art. 118 Abs. 2 zweiter Satz B-VG. nicht als 
solche des eigenen Wirkungsbereiches bezeichnet ist: „Unterbleibt 
diese Bezeichnung, so ist die konkrete gesetzliche Regelung nicht 
im eigenen Wirkungsbereich zu vollziehen; das Gesetz ist allerdings 
insoweit verfassungswidrig" und: „Die Vollziehung hat ausschließlich 
die gemäß Art. 115 Abs. 2 zweiter Satz B-VG. (Art. 118 Albs, 2 zweiter 
Satz B-VG. ) erlassenen Gesetze anzuwenden. Soweit der Inhalt 
solcher Gesetze nicht gemäß Art. 118 Abs. 2 zweiter Satz B-VG. 
bezeichnet ist, darf er nicht im eigenen Wirkungsbereich der 
Gemeinde vollzogen werden; dies auch dann nicht, wenn die Bezeich- 
nung verfassungswidrigerweise unterblieben ist. " 

Die Annahme des Verwaltungsgerichtshofes, daß g 94 d StVO. 
1960 i. d. F. der 3. StVO. -Novelle die Zuständigkeiten der Gemeinde 
im eigenen Wirkungsbereich taxativ umschreibt, ist nicht von vorn- 
herein auszuschließen. Dies dürfte auch die Absicht des Gesetzgebers 
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gewesen sein. Es heißt nämlich in der Regierungsvorlage der 
3. StVO. -Novelle (879 der Beilagen zu den stenographischen Proto- 
kollen des Nationalrates, XI. GP. ) zu g 94 d: „Mit dieser Bestimmung 
soll dem Auftrag des Verfassungsgerichtshofes Rechnung getragen 
werden, den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde in Angelegen- 
heiten der Straßenpolizei (örtliche Straßenpolizei) ausdrücklich zu 

bestimmen (Art. 118 Abs. 2 B-VG. ). Dabei wurde insbesondere darauf 
Bedacht genommen, daß straßenpolizeiliche Angelegenheiten, die 
über den Bereich einer Gemeinde hinauswirken, nicht in den eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde fallen dürfen. " 

Der Antrag des Verwaltungsgerichtshofes ist daher zulässig (vgl. 
z. B. Erk, Slg. Nr. 4158/1962, 4644/1964, 5357/1966, 6278/1930). 

b) Der in Art. 118 Abs. 2 zweiter Satz B-VG. liegende Befehl 
des Verfassungsgesetzgebers an den Bundes- und Landesgesetzgeber 
bezieht sich darauf, daß die vom eigenen Wirkungsbereich der 
Gemeinde umfaßten „Angelegenheiten" ausdrücklich als solche zu 
bezeichnen sind. Die gesetzestechnische Art. der Bezeichnung ist dem 
Gesetzgeber freigestellt. Er kann beispielsweise — wenn mehrere 
Angelegenheiten in einem Gesetz zu bezeichnen sind — die Bezeich- 

nung in Zusammenhang mit der jeweiligen Regelung oder auch 
zusammenfassend an anderer Stelle vornehmen. 

Wird eine Bezeichnung in verfassungswidriger Weise vorge- 
nommen, so liegt oldie Verfassungswidrigkeit in der Bezeichnung; der 
verfassungswidrige Zustand kann vom Verfassungsgerichtshof durch 

die Aufhebung dieser Bezeichnung beseitigt werden. Unterbleibt 
jedoch die Bezeichnung einer Angelegenheit in verfassungswidriger 
Weise, so kann die darin liegende Verfassungswidrigkeit nur der 
Gesetzesstelle angelastet werden, in der die Angelegenheit, welche 
hätte bezeichnet- werden sollen, geregelt ist; in einem solchen Fall 
kann der verfassungswidrige Zustand vom Verfassungsgerichtshof 
nur durch die Aufhebung dieser Stelle, nicht aber durch die Aufhebung 
einer die Angelegenheit nicht erfassenden Bezeichnung beseitigt 
werden. 

In dem vorliegenden Fall ist daher die Verfassungswidrigkeit, 
die darin liegt, daß die Entfernung von Hindernissen auf Straßen, 
soweit diese vom eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde umfaßt 
wird, nicht als Angelegenheit dieses Wirkungsbereiches bezeichnet 
ist, nicht dem g 94 d StVO. 1960 anzulasten (der eine zusammen- 
fassende Aufzählung von Angelegenheiten des eigenen Wirkungs- 
bereiches der Gemeinde enthält), sondern dem ) 89 a StVO. 1960 

(der die Regelung der Entfernung von Hindernissen auf Straßen 
enthält) . 



1/94 Nr. 6945. Erk. v. 19. Dezember 1972, G 11/~ G 31 — 33, 39/3l/ 
V 13, 36/31, V 23 — 29, 45/32 

Die Bestimmungen des ) 89 a StVO. 1960 sind jedoch nicht Gegen- 
stand des Prüfungsverfahrens. Der Verfassungsgerichtshof ist an den 
Antrag des Verwaltungsgerichtshofes gebunden und nicht befugt, 
über den Umfang des Antrages hinausgehend Gesetzesstellen aufzu- 
heben, deren Aufhebung nicht beantragt ist (vgl. Erk. Slg. Nr. 5326/ 
1968). 

Dem Antrag des Verwaltungsgerichtshofes, den g 94 d StVO. 
1960 als verfassungswidrig aufzuheben, konnte daher keine Folge 
gegeben werden. Der Verfassungsgerichtshof hatte auszusprechen, 
daß g 94 d StVO. 1960 nicht als verfassungswidrig aufgehoben wird. 

III. Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich, daß die 
in Prüfung gezogenen Verordnungen auf verfassungsrechtlich ein- 
wandfreien gesetzlichen Grundlagen beruhen. 

IV. Es war daher auszusprechen, daß die in Prüfung gezogenen 
Gesetzesbestimmungen nicht als verfassungswidrig und die in Prü- 
fung gezogenen Verordnungen nicht als gesetzwidrig aufgehoben 
werden. 

6945 

ZPO. und Durchführungsbestimmungen sowie Rechtsanwalts- 
ordnung und Durchführungsbestimmungen betreffend das 

Armenrecht 
Erk. v. 19. Dezember 1972, G 11/+ G 31 — 33, 39/3+ V 13, 36/31, V 23 — 29, 

45/72 (Siehe dazu Anlaßfall Slg. Nr. 6952, 6956/1932) 
(Vgl. Kundmachung BGBl. Nr. 42, 43/1933) 

1. g 66 Abs. 2 und ) 67 der Zivilprozeßordnung (ZPO. ), RGBI. Nr. 113/ 
1895 i. d. F. StGBI. Nr. 188/1945, sowie g 16 Abs. 2 der Rechtsanwaltsord- 
nung (RAO. ), RGBI. Nr. 96/1868 i. d. F. StGBI. Nr. 95/1919, werden als ver- 
fassungswidrig aufgehoben. 

Die Aufhebungen treten mit Ablauf des 30. November 1973 in Kraft. 
Frühere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft. 
Der Bundeskanzler ist zur unverzüglichen Kundmachung der Aufhebung 

im Bundesgesetzblat t verpflichtet. 
2. a) Die Abs. 3 bis 6 der Z. 1 des Erlasses des Bundesministers für Justiz 

vom 17. Jänner 1956 i. d. F. des Erlasses vom 13. Feber 1956 zum Bundes- 
gesetz über Änderungen des zivilgerichtlichen Verfahrens, BGBl. Nr. 282/ 
1955; Bestellung des Armenvertreters, Änderung der Wertgrenzen, Verein- 
heitlichung der Rechtsmittelfristen (Zl. 10. 175-2/56 und 10. 514-2/56), Justiz- 
amtsblatt Nr. 3, 

b) der zweite und dritte Satz des $ 193 Abs. 5 der Verordnung des 
Bundesministeriums für Justiz, womit die Geschäftsordnung für die Gerichte I. 
und II. Instanz (Geo. ) teilweise geändert und neu verlautbart wird, BGBL 
Nr. 264/1951, 


